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Amt 60 Drensteinfurt, den 11.10.2005
61.06.1.22

Begründung

zur 42. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1.22 „Ossenbeck I“
gem. § 9  Abs. 8 BauGB

im vereinfachten Verfahren gem. § 13 BauGB

Ziel, Zweck und wesentliche Auswirkungen der Planän derungen:

Die Eigentümer des Grundstücks Gemarkung Drensteinfurt, Flur 31, Flurstück 5
(Heimstättenweg 40) stellen den Antrag auf vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes
Nr. 1.22 „Ossenbeck I“ (Anlage 1).
Mit der Änderung soll ein zweigeschossiger Anbau an das vorhandene Wohngebäude
ermöglicht werden (Lageplan: Anlage 2, Ansichten: Anlagen 3 und 4).

Nach den rechtskräftige Festsetzungen des Bebauungsplanes ist lediglich eine
eingeschossige Bauweise  zulässig.

Die bisherige Festsetzung „A“ oder „D“ soll daher um die Alternative „K“ (siehe Anlage 5)
erweitert werden.

Auch auf Nachbargrundstücken findet sich zum Teil zweigeschossige Bebauung, so dass
sich das Vorhaben städtebaulich einpasst.

Zwangsläufig mit der Änderung verbunden ist – in Abweichung von den Textlichen
Festsetzungen Nr.1 Satz 2 (siehe Anlage 5) eine höhere Traufhöhe des Anbaus als des
vorhandenen 1,5-geschossigen Hauptgebäudes.

Aus der Anlage 6 sind die rechtskräftige und die angestrebte Fassung ersichtlich.

Die Zustimmung der angrenzenden Grundeigentümer liegt vor.

Die Änderung wird im vereinfachten Verfahren gem. § 13 BauGB durchgeführt, da Grund-
züge der Planung nicht berührt werden.

Alle weiteren Festsetzungen des Bebauungsplanes 1.22 „Ossenbeck I“ behalten ihre
Gültigkeit.

Geltungsbereich der Änderung:

Der Änderungsbereich umfasst in der Gemarkung Drensteinfurt, Flur 31, das Flurstück 5
(Heimstättenweg 40). Er ist in dem beigefügten Auszug aus dem Bebauungsplan (Anlage 6)
ersichtlich.

Belange des Umweltschutzes/Umweltbericht:

Diese vereinfachte Änderung fällt gem. § 13 Abs. 3 BauGB nicht unter die Pflicht zur
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung/eines Umweltberichtes.
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Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung
gem. §§ 1a Abs. 3 und 9 Abs. 1a BauGB sowie § 19 BN atSchG:

Aufgrund der Geringfügigkeit der Änderung ist eine Bilanzierung nicht erforderlich.

Sonstige zu berücksichtigende Belange:

Die gem. § 1 Abs. 6 BauGB bei der Aufstellung und gem. Abs. 8 auch bei ihrer Änderung,
Ergänzung oder Aufhebung zu berücksichtigenden Belange werden durch die vorliegende
Planänderung nicht berührt. Die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeits-
verhältnisse und die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung sind erfüllt.

Bernd Oheim

Anlagen:

Anlage 1:  Antrag auf vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1.22
     „Ossenbeck I“

Anlage 2:  Lageplan
Anlage 3:  Ansichten west und Ost
Anlage 4:  Ansichten Nord und Süd
Anlage 5:  Auszug aus den Textliche Festsetzungen
Anlage 6:  Übersichtsplan zur 42. Änderung
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